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 Schwerpunkt: 

20. Symposium  
on Privacy and Security
fokus:	 Das hätte ich nie gedacht
fokus:	 Wer frei sein will, zahlt cash 
report: 	E-Voting: Fluch oder Segen?



s c h l u s s t a k t
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Ehrenwert vielleicht – 
aber auch korrekt?
 Kürzlich habe ich von einer Kinder- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB) ge-

hört, die sich sehr schwer damit tut, einem Mann Zugang zu den Akten über 
ihn zu gewähren. Sein Fall – er war ein Verdingkind – ist schon seit vielen Jah-

ren abgeschlossen. Ohne ins zurzeit beliebte «KESB-Bashing» zu verfallen: Wie 
kommt eine KESB dazu, den grundrechtlich geschützten Anspruch jeder Person auf 
Zugang zu ihren eigenen Personendaten zu verweigern?

Eine Nachfrage ergibt, dass die KESB befürchtet, dass mit der Zugangsgewährung 
das damalige Handeln der zuständigen Vormundschaftsbehörden – konkret des Ge-
meinderates – oder anderer in den Fall involvierter Amtsstellen – wie Psychiatrischer 
Dienste usw. – sichtbar und aus heutiger Sicht kritisch beurteilt wird. Sie stellt sich 
also schützend vor ihre Vorgängerbehörden: Sie sollen nicht aus heutiger Warte unge-
recht beurteilt werden für etwas, was aus damaliger Sicht richtig war (oder mindes-
tens nicht hinterfragt worden ist). Ehrenwert vielleicht – aber auch korrekt?

Anders als noch im Fall der «Kinder der Landstrasse» Anfang der 1990er-Jahre ist 
heute grundrechtlich unmissverständlich geregelt, dass die betroffenen Personen das 
Recht haben, zu wissen, ob und wenn ja welche Daten über sie von einer Behörde 
bearbeitet werden. Wie die anderen Grundrechtsansprüche kann auch dieses Recht 
eingeschränkt werden. In der Regel sehen die Datenschutzgesetze dies bei überwie-
genden öffentlichen Interessen oder überwiegenden privaten Interessen von Drittper-
sonen vor. Ist nun das Geheimhalten von allfällig fehlerhaftem behördlichem Handeln 
ein (schützenswertes) öffentliches Interesse? Nein, und erst recht vermag es gegen-
über dem privaten Zugangsinteresse der betroffenen Person – also etwa des damali-
gen Verdingkindes – nicht zu überwiegen. Lässt sich das Geheimhalten mit einem 
überwiegenden privaten Interesse der damals handelnden Personen – also etwa des 
Leiters der Vormundschaftsbehörde, des Vormunds, der Beiständin – rechtfertigen? 
Auch hier: Nein. Sie haben damals nicht als Privatpersonen gehandelt, sondern als 
Amtsträgerinnen und Amtsträger. 

Ob das Handeln der Vormundschaftsbehörden (und weiterer Behörden) rechtmässig 
war oder nicht, ob der Staat eine Wiedergutmachung zu leisten hat oder nicht – diese 
Fragen sind durch die Politik oder die Gerichte zu entscheiden. Der Versuch, das da-
malige behördliche Handeln gegenüber den Betroffenen geheim zu halten, ist nicht 
nur widerrechtlich – er erscheint in den Augen der Betroffenen auch als Verlängerung 
oder Wiederholung des früher erlittenen Unrechts. Transparenz für die Betroffenen ist 
das Mindeste, was wir heute tun können.
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